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Energiekrise solidarisch bewaltigen, neue Realitat gestalten - Kurzfassung

Der Angriffskrieg Russlands auf die Ukraine im Friihjahr 2022 und dessen Aus-
wirkungen stellen Europa, und in besonderem MafBe Deutschland, vor groBe wirt-
schaftliche Herausforderungen. Die Energiepreise sind seit Beginn des Krieges
weiter kriftig gestiegen. Die deutliche Einschriankung russischer Erdgaslieferun-
gen im Sommer 2022 hat die Energiekrise verscharft und die bereits im Jahr 2021
erhohte Inflation weiter angeheizt. Dies belastet Haushalte und Unterneh-
men massiv und triibt den konjunkturellen Ausblick
deutlich ein. Erschwerend hinzu kommt, dass die negativen
wirtschaftlichen Folgen der Corona-Pandemie noch nicht vollstindig {iberwun-
den sind und Lieferkettenstorungen andauern. Zusammen mit spiirbaren Fach-
krafteengpéssen verlangsamt dies die konjunkturelle Erholung.

Deutschland und Europa sollten die Energiekrise solidarisch bewiltigen.
Dazu sind umfangreiche MaBnahmen gegen die Energieknappheit
und zielgenaue Entlastungen notwendig. Die Energieknappheit sollte durch eine
Starkung des Angebots und Energieeinsparungen, insbesondere bei Erdgas, be-
kampft werden. Die EntlastungsmafBnahmen sollten in drei Di-
mensionen zielgerichtet ausgestaltet werden. Erstens sollten sie das Knapp-
heitssignal hoher Energiepreise nicht schwéchen, damit ein starker Anreiz zum
Energiesparen erhalten bleibt. Zweitens sollten moglichst nur diejeni-
gen Haushalte entlastet werden, die von den hohen Energiepreisen betroffen sind
und sie nicht verkraften konnen, sowie die Unternehmen, die besonders durch die
hohen Energiepreise belastet sind, mittelfristig aber ein tragfahiges Geschaftsmo-
dell haben. Drittens sollten die Entlastungen die Staats-
haushalte nicht iiberméBig strapazieren und angesichts der hohen In-
flationsraten die Nachfrage und damit den Preisdruck nicht tibermaBig verstar-
ken. Angesichts der européischen Dimension der Energiekrise sollten
die staatlichen MaBnahmen zur Entlastung und zur Sicherstellung der Energie-
versorgung eng mit den europaischen Partnerlindern abgestimmt werden.

Aufgrund der verdnderten geopolitischen Situation und der Energiekrise sind
Deutschland und Europa mit einer neuen Realitét konfrontiert. Diese gilt es,
aktivund in enger Kooperation mit den EU-Mitgliedstaaten zu gestalten.

Mittel- bis langfristige Herausforderungen wie die Dekarbonisierung, die
demografische Alterung und die Stabilitdat der Wirtschafts- und Wahrungsunion
diirfen nicht in den Hintergrund riicken. All dies erfordert ein gemeinsames
Vorgehen und Solidaritéiit in Europa. Angesichts hoher Schuldenstandsquo-
ten und steigender Zinsen sowie der krisenbedingt gestiegenen Anforderungen an
die staatliche Aufgabenerfiillung sollte das institutionelle Rahmenwerk der Wirt-
schafts- und Wahrungsunion gestarkt werden. Der Wegfall der rus-
sischen Energielieferungen macht die gemeinsame Beschaffung von Energie so-
wie den Ausbau des europdischen Energieangebots notwendig, insbesondere der
erneuerbaren Energien. Zudem sollten Anreize zur Steigerung der Energieeffizi-
enz der Haushalte und Unternehmen erhalten und verbessert werden.

Durch den demografischen Wandel verknappt sich das Arbeitskriafteangebot,
und durch den Strukturwandel dndert sich die Arbeitskraftenachfrage. Vor die-
sem Hintergrund sollte die Weiterbildung verbessert und die Erwerbsmigration
erleichtert werden. Nicht zuletzt stellt der zunehmende Einfluss
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Kurzfassung - Energiekrise solidarisch bewaltigen, neue Realitdt gestalten

geostrategischer Uberlegungen auf den internationalen Handel die deutsche
Volkswirtschaft vor neue Herausforderungen. Die Starkung der Resilienz von Lie-
ferketten und die Sicherung strategischer Autonomie sollten gemeinsam mit den
EU-Partnern vorangetrieben werden.

Energiekrise solidarisch bewaltigen und neue Realitat gestalten
Im Jahresgutachten 2022/23 diskutierte Herausforderungen , m und Mafnahmen

Energiekrise und hohe Inflation

Preissteigerungen begrenzen Belastungen zielgenau abfedern Entlastungen solidarisch finanzieren

® Entschlossene geldpolitische ® Haushalte zielgenau und ® Ausgleich der kalten Progression
Reaktion N ZIFFERN 132 F. UND 149 anreizkompatibel entlasten verschieben N ZIFFER 193

® Energieangebot kurzfristig S ZIFFERN 195 F. ® Zeitlich befristete Erh6hung des
ausweiten N ZIFFERN 333 FF. ® | angfristig tragfahige Unter- Spitzensteuersatzes oder

e Energie sparen N zIFFER 339 nehmen unterstitzen Energie-Soli N ZIFFER 198
i ] N ZIFFERN 342 FF.
® Zielgenaue flankierende

MafBnahmen nationaler
Regierungen N ZIFFERN 151 FF.

® [nstrument fUr einkommens-
abhangige Direkttransfers
entwickeln N ZIFFER 194

Stabile Wirtschafts- und Wahrungsunion

Nachvollziehbare, verbindliche und Finanzierung von europaischen Finanzmarktintegration: Staaten-
antizyklische EU-Fiskalregeln Projekten (Fiskalkapazitat) Banken-Nexus entflechten

® Fokus auf Ausgabenregel ® Figene EU-Einnahmen und ® Risikokonforme Eigenkapital-
N ZIFFERN 236 UND 264 nationale Beitrage an die EU unterlegung mit Ubergangs-

® Allgemeine Schuldenobergrenze erhdéhen N ZIFFER 266 fristen N ZIFFERN 260 UND 267
mit realistischem Abbaupfad e Zusatzliche Ausgaben auf ® Banken- und Kapitalmarktunion
kombinieren Bereiche mit europdischem vollenden N ZIFFERN 259 UND 267
N ZIFFERN 238 UND 261 F. Mehrwert fokussieren

N ZIFFERN 254 F. UND 266

Strukturwandel in der Industrie

Versorgung mit erneuerbaren Energien sicherstellen Dekarbonisierung der Industrie beschleunigen

® Energieinfrastruktur ausbauen N ZIFFERN 529 FF. ® Preisverzerrungen beim Energieangebot abbauen
e Ausbau erneuerbarer Energien beschleunigen S ZIFFER 341
N ZIFFERN 336 FF. UND 530 FF. ® Energienachfrage flexibilisieren N zIFFER 340

Fachkraftesicherung

Inlandisches Arbeitskraftepotenzial fur veranderte Erwerbsmigration erleichtern
Anforderungen qualifizieren

® Bundesweite Standards fur Weiterbildung ® Gleichwertigkeitsprinzip fur nicht-reglementierte
N ZIFFER 406 Berufe lockern N ZIFFER 454

¢ Niederschwellige und aufsuchende Beratung fur ¢ Westbalkanregelung auf ausgewahlte Staaten
Geringqualifizierte ~ ZIFFERN 392 FF. ausweiten N ZIFFER 452

® Bildungs(teil)zeit ausweiten N ZIFFERN 398 FF. ® Serviceorientierte Agenturen fiir Einwanderung

schaffen N zIFFeER 456

Handelsabhangigkeiten und geopolitische Spannungen

Abhangigkeiten reduzieren Strategische Autonomie erhéhen

® Energieimporte und Bezugsquellen kritischer e Offene Strategische Autonomie verfolgen
Rohstoffe diversifizieren N zIFFERN 506 FF. N ZIFFERN 536 F.

¢ Diversifizierung durch strategische Allianzen und ¢ Handelsschutzinstrumentarium gegen handels-
Investitionsgarantien unterstiitzen \ zIFFERN 511 FF. verzerrende Praktiken anwenden N ZIFFERN 538 FF.

® Europaische Produktionskapazitaten in strategisch
wichtigen Bereichen ausbauen N zIFFERN 524 FF.

© Sachverstandigenrat | 22-401-06
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Energiekrise solidarisch bewaltigen, neue Realitat gestalten - Kurzfassung

Das deutsche Bruttoinlandsprodukt (BIP) hat im 3. Quartal 2022 knapp das
Niveau aus dem 4. Quartal 2019 — vor der Corona-Krise — liberschritten.

Die weitere wirtschaftliche Entwicklung in Deutschland wird durch die Fol-
gen des russischen Angriffskrieges auf die Ukraine allerdings stark beeintrachtigt.
Die massiv gestiegenen Energiepreise fiihren zu erheblichen Kaufkraftverlusten
und dampfen die privaten Konsumausgaben. Gleichzeitig belasten sie die Produk-
tion insbesondere in den energieintensiven Industriezweigen. Hohe wirtschaftli-
che Unsicherheit und ein schwaches auBenwirtschaftliches Umfeld lassen in der
kurzen Frist von Investitionen und Exporten kaum Wachstumsimpulse erwarten.
Demgegeniiber ist davon auszugehen, dass die Lieferkettenstérungen sukzessive
zurlickgehen. Dadurch konnte der hohe Auftragsbestand in der Industrie abgear-
beitet werden. Uberdies kann damit gerechnet werden, dass die privaten Haus-
halte einen groBeren Anteil ihres Einkommens verausgaben oder Ersparnisse auf-
16sen werden, um ihren Konsum zu glatten. Zusammen mit einem weiterhin ro-
busten Arbeitsmarkt und den Impulsen durch die Entlastungspakete, insbeson-
dere die Gaspreisbremse, diirfte dies den Abschwung ddmpfen. Der Sachverstin-
digenrat erwartet fiir Deutschland ein BIP-Wachstum von 1,7 % im Jahr
2022. Dabei resultiert das Wachstum im Jahr 2022 aus dem
statistischen Uberhang aus dem vergangenen Jahr und dem noch aufwirtsgerich-
teten 1. Halbjahr 2022, wihrend im zweiten Halbjahr von einer Stagnation aus-
zugehen ist. Im Jahr 2023 diirften die Abwartskréfte iiberwiegen und das BIP
um 0,2 % zuriickgehen.

Es bestehen erhebliche Abwirtsrisiken fiir den konjunkturellen Ausblick.

Allen voran konnten ein besonders kalter Winter 2022/23 oder weiter
verringerte Erdgaslieferungen dazu fiihren, dass die Energiepreise weiter steigen.
Im Extremfall konnte es zu einer Gasmangellage kommen. Weitreichende Pro-
duktionsausfille und ein starker Anstieg der Betriebsaufgaben konnten die Folge
sein.

Im Oktober erreichte die Verbraucherpreisinflation in Deutschland mit einer
Rate von 10,4 % im Vorjahresvergleich den hochsten Stand seit Anfang der
1950er-Jahre. Die Inflation ist von hohen Raten bei allen drei Hauptag-
gregaten, Energie, Nahrungsmitteln und Kerninflation, getrieben.

Fiir das kommende Jahr ist davon auszugehen, dass die gestiegenen Grof3-
handelspreise fiir Energie zunehmend auf die Verbraucherpreise fiir Energie und
die inldndischen Giiter und Dienstleistungen iiberwilzt werden. Die Inflation
diirfte daher weiterhin hoch bleiben. Zusammen mit den zu erwartenden Lohn-
steigerungen und hohen Importpreisen fiir nichtenergetische Giiter diirfte dies
die Kerninflation weiter anheben.

Die Aufwirtsdynamik diirfte im Jahresverlauf allerdings etwas abnehmen. Fiir
das Jahr 2022 erwartet der Sachverstindigenrat in Deutschland eine Infla-
tionsrate von 8,0 %. Fiir das Jahr 2023 prognostiziert der Sachverstandigenrat
fir Deutschland eine Inflationsrate von 7,4 %.

Jahresgutachten 2022/23 - Sachverstandigenrat



Kurzfassung - Energiekrise solidarisch bewaltigen, neue Realitdt gestalten

Konjunktureller Ausblick hat sich deutlich eingetriibt - Inflation diirfte hoch bleiben

BIP in Deutschland und im Euro-Raum

Verbraucherpreisindex in Deutschland?®

Veranderung zum Vorjahr in % Prozentpunkte bzw. %

[IEN
=
J

Prognosezeitraum?

10 A
i O] 9
] 8
d
p 6
5
1 4
3
T 2
1 Prognose- 1
zeitraum? 0
T T T T T T 1 '1IIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIII
2017 18 19 20 21 22 2023 2017 18 19 20 21 22 2023
Deutschland: Wachstumsbeitrage in Prozentpunkten:
W Reales Prognose Prognose ® Prognose

Euro-Raum2:
B Reales

JG 2021 Méarz 2022 )G 2022 ® Kerninflation* = Nahrungsmittel Energie

Veranderung zum Vorjahresquartal in %:
Prognose Prognose ™ Prognose

JG 2021 Marz 2022  JG 2022 — Inflationsrate — Langfristiger Durchschnitt®

1 - Prognose des Sachverstéandigenrates. 2 - Prognosen basieren auf saison- und kalenderbereinigten Quartalswerten.
3 - Basierend auf saison- und kalenderbereinigten Daten. 4 - Gesamtindex ohne Nahrungsmittel und Energie.
5 - Durchschnitt Uber den Zeitraum von 1999 bis 2021.

Quellen: Deutsche Bundesbank, Eurostat, Statistisches Bundesamt, eigene Berechnungen
© Sachverstandigenrat | 22-388-03

Die Belastungen durch die stark erhohte Inflation unterscheiden sich auf-
grund unterschiedlicher individueller Warenkorbe fiir die einzelnen privaten
Haushalte deutlich. Haushalte in der unteren Halfte
der Einkommensverteilung haben aufgrund eines hoheren Ausgabenanteils fiir
besonders verteuerte Energie und Nahrungsmittel hohere individuelle Inflations-
raten. Zudem miissen Haushalte mit einem niedrigen Einkommen einen
hoheren Anteil ihres verfiigbaren Nettoeinkommens fiir den Lebensunterhalt
ausgeben. Im untersten Einkommensdezil haben iiber 60 % der Haushalte eine
Sparquote kleiner oder gleich null und somit nur einen sehr geringen Spielraum,
um ihren Konsum konstant zu halten. Daher sind diese Haushalte besonders
stark belastet. Inflation fiihrt gesamtwirtschaftlich zu WachstumseinbuBen und
Wohlfahrtsverlusten durch eine ineffiziente Nutzung von Ressourcen, Steuerver-
zerrungen sowie erhohte Preisanpassungskosten. Je langer die ho-
hen Inflationsraten bestehen bleiben, desto groBer wird die Gefahr, dass es zu
langfristigen Auswirkungen auf das Verhalten der Haushalte kommt. Dann wire
zu erwarten, dass die Inflationserwartungen steigen, was die Konsum- und Spar-
entscheidungen der Haushalte nachhaltig beeinflussen diirfte.

Neben dem verknappten Energieangebot haben vor allem eine hohe globale
Nachfrage sowie Angebotsstérungen die Inflation angetrieben. Die negativen an-
gebotsseitigen Schocks belasten zudem die Realwirtschaft. Eine restriktive Geld-
politik zur Einddmmung der Inflation dampft die Nachfrage und belastet die Re-
alwirtschaft zusatzlich. Die Européische Zentralbank (EZB) muss trotzdem

Sachverstandigenrat - Jahresgutachten 2022/23



Energiekrise solidarisch bewaltigen, neue Realitat gestalten - Kurzfassung

Inflation im September 2022 belastet Haushalte mit niedrigem Einkommen besonders stark
% %
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Quellen: FDZ der Statistischen Amter des Bundes und der Lander, Einkommens- und Verbrauchsstichprobe 2018 (Grundfile 3),
Statistisches Bundesamt, eigene Berechnungen

© Sachverstandigenrat | 22-391-03

weiter entschlossen handeln, um eine Entankerung der Inflationserwar-
tungen zu verhindern und die Inflation mittelfristig auf den Zielwert von 2 %
zuriickzufiihren. Das wiirde dazu beitragen, ihre Glaubwiirdigkeit zu
erhalten. Die Kunst dabei wird sein, die Zinsen mit AugenmaB zu erhéhen, um die
Inflation wirksam zu bekampfen, ohne dass die Konjunktur iberméBig einbricht.
Flankierende MaBnahmen durch die nationalen Regierungen konnen dazu beitra-
gen, das Risiko einer Lohn-Preis-Spirale zu dampfen. Da diese
MaBnahmen grundsitzlich die Nachfrage erhohen, konnten sie aber den Infla-
tionsdruck erhohen und sollten daher moglichst gezielt eingesetzt werden.

Im Zusammenhang mit dem russischen Angriff auf die Ukraine stieg insbeson-
dere der Erdgaspreis seit Herbst 2021 massiv an und erreichte im GroShandel im
Jahr 2022 Hochststénde. Da dies auch die Stromerzeugungskosten
der Gaskraftwerke stark erhoht hat, kam es in der Folge zu starken Preissteige-
rungen auf dem Strommarkt. Die hohen Preise wurden zum Teil bereits auf pri-
vate Haushalte und Unternehmen iiberwilzt und diirften im kommenden Jahr
vor allem fiir Haushalte weiter ansteigen. Um den Energiepreisanstieg zu be-
grenzen, sollten die bereits umfangreichen Aktivitaten zur Beschaffung von LNG
noch verstarkt werden. Dariiber hinaus konnen MaBnahmen wie
der ambitioniertere Ausbau der erneuerbaren Energien, eine befristete Riickkehr
von Kohlekraftwerken aus der Reserve oder die geplante Verschiebung der Still-
legung der Kernkraftwerke die Energiemérkte entspannen.

Jahresgutachten 2022/23 - Sachverstandigenrat
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Energiekrise erfordert umfangreiche Entlastungen der privaten Haushalte?!
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1 - Ein Haushalt kann zu mehreren Empfangergruppen gehoéren. Stand: 28. Oktober 2022.

Quellen: BMF, Deutscher Bundestag, eigene Schatzungen
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Um die Energiekrise zu bewiltigen und ihre kurzfristigen Folgen abzufedern,
wurden umfangreiche EntlastungsmaBnahmen beschlossen.

Diese sind angesichts der enorm gestiegenen Preise notwendig. Es wire
allerdings hilfreich gewesen, wenn die dafiir notwendigen Plane fiir Entlastungen
und EnergiesparmafBnahmen deutlich friiher vorbereitet worden wiren. Idealer-
weise wiirden direkte Transfers zielgerichtet jene Haushalte entlasten, die von der
hohen Inflation besonders stark betroffen sind und gleichzeitig kaum iiber finan-
zielle Spielrdaume verfiigen, die Belastungen zu tragen. Moglichst schnell sollte
dazu ein unbiirokratisches Instrument fiir einkommensabhiingige di-
rekte Transfers entwickelt werden.

Die bisherigen MaBnahmen zur Entlastung der Haushalte,

wie etwa der Tankrabatt, waren oft wenig zielgerichtet und kamen in grofem Um-
fang auch den hoheren Einkommensgruppen zugute. Zu versteuernde
Einmalzahlungen fiir alle sowie die von der ExpertInnen-Kommission Gas und
Wirme vorgeschlagene Gaspreisbremse stellen unter den aktuellen Vorausset-
zungen jedoch eine sinnvolle Losung dar, da hohere Einkommensgruppen einen
Teil der Entlastungen versteuern miissen. Der Ausgleich der kalten Progression
ist steuersystematisch zwar grundsitzlich geboten. In der aktuellen Situation, in
der kurzfristig vor allem eine zielgenaue Entlastung unterer Einkommensgruppen
geboten erscheint und die Lage der 6ffentlichen Finanzen angespannt bleibt, wire
eine Verschiebung dieses Ausgleichs auf einen spiteren Zeitpunkt angezeigt.

Bei Unternehmen diirften die hohen Energiepreise teilweise zu einer voriiberge-
henden Drosselung der Produktion fithren. Kurzarbeit kann dabei helfen, diese
Phase zu tiberbriicken. Dariiber hinaus konnten direkte Unterstiit-
zungsmafinahmen erwogen werden, um temporéare Engpasse zu iiberbriicken.

MaBnahmen, die die Energiekosten der Unternehmen direkt sen-
ken, wie die Strom- und Gaspreisbremse, konnen besonders schnell Entlastungen

Sachverstandigenrat - Jahresgutachten 2022/23
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mit sich bringen. Bei ihrer Ausgestaltung sollte jedoch unbedingt darauf geachtet
werden, dass die Anreize fiir Energieeinsparungen erhalten bleiben und dass die
Energiekosten nicht unter das langfristig zu erwartende Kostenniveau reduziert
werden. Entsprechend ausgestaltete MaBnahmen wiirden Anreize fiir Anpas-
sungen in der mittleren Frist setzen, die angesichts dauerhaft erhchter
Energiepreise notwendig sind. Eine zentrale Anforderung an die Unterstiitzungs-
maBnahmen ist, dass die MaBnahmen vor allem von denjenigen Unternehmen
genutzt werden, deren Geschiiftsmodell unter diesen neuen Bedingungen
weiterhin tragfihig ist. Dabei sollte darauf geachtet werden, dass es nicht zu
Mitnahmeeffekten bei Unternehmen kommt, die trotz Unterstiitzung ihre Pro-
duktion verlagern. Der Vorschlag der ExpertInnen-Kommission Gas und Warme
fiir die Gaspreisbremse wiirde diese Anforderungen zum Teil erfiillen.

Die Energiekrise hat starke Auswirkungen auf die deutschen Staatsfinan-
zen. Die hohe Inflation hat zu deutlich steigenden Steuereinnah-
men gefiihrt. Gleichzeitig werden die gestiegenen Preise, die bereits beschlosse-
nen EntlastungsmaBnahmen sowie steigende Zinsen auf Staatsanleihen die Aus-
gaben des Staates erh6hen. Im Jahr 2022 erméglichte die Anwendung der Aus-
nahmeklausel der Schuldenbremse den notwendigen Spielraum fiir eine Auswei-
tung der Nettokreditaufnahme. Dieser Spielraum wird nun unter an-
derem zur Befiillung des Wirtschaftsstabilisierungsfonds (WSF) genutzt, aus dem
die EntlastungsmafBnahmen der kommenden Jahre finanziert werden sollen. Ei-
nerseits ist unter dem Gesichtspunkt der Haushaltstransparenz die Nutzung des
WSF kritisch zu betrachten. Andererseits diirfte der WSF die mit
Schulden zu finanzierenden Ausgaben stirker auf Energiepreisentlastungen be-
grenzen als eine neuerliche Ausnahme von der Schuldenbremse im Jahr 2023.

Um die Inflationswirkung der EntlastungsmafSnahmen und die zusitz-
liche Belastung des Staatshaushalts zu begrenzen, konnte eine Teilfinanzierung
durch eine zeitlich streng befristete Erhéhung des Spitzensteuersatzes oder die
Einfiihrung eines Energie-Solidaritidtszuschlags fiir Besserverdienende in Be-
tracht gezogen werden. Dies wiirde zudem dazu beitragen, die Zielge-
nauigkeit des Gesamtpakets aus Entlastungen und Belastungen zu erhéhen
und zu signalisieren, dass die Energiekrise solidarisch bewailtigt werden
muss.
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Der russische Angriffskrieg und die geopolitischen Verdnderungen bedeuten eine
Zasur; Deutschland und Europa stehen vor einer neuen Realitiit. Neben der Be-
wiltigung der akuten Herausforderungen der Energiekrise gilt es, unter neuen
geopolitischen Rahmenbedingungen die vielen mittelfristigen Herausfor-
derungen zu bewiltigen. Die Diskussion um eine Reform der Wirtschafts- und
Wihrungsunion hat mit zunehmenden Risiken fiir die Tragfahigkeit der Staatsfi-
nanzen an Bedeutung gewonnen. Dariiber hinaus miissen die ener-
gie- und handelsintensiven Wirtschaftszweige angesichts mittelfristig erhohter
Energiepreise den anstehenden grundlegenden Strukturwandel schneller meis-
tern. Der zunehmende Einfluss geostrategischer Uberlegungen auf
die internationale Handels- und Wirtschaftspolitik stellt die stark in globale Wert-
schopfungsketten eingebundene deutsche Volkswirtschaft vor Probleme.

Nicht zuletzt diirfte die demografische Alterung bestehende Fachkrif-
teengpisse verstarken und ohne eine hohe Erwerbsmigration zu einem Absinken
des Erwerbspersonenpotenzials fithren.

Angesichts vielfach ohnehin hoher Schuldenstinde, steigender Zinsen, notwendi-
ger EntlastungsmaBnahmen aufgrund der Energiekrise und schlechter Wachs-
tumsaussichten gilt es, die Tragfihigkeit der Staatsfinanzen in Europa si-
cherzustellen. Gleichzeitig muss eine addquate staatliche Auf-
gabenerfiillung ermdglicht werden. Dazu zdhlen die makrookonomische Stabi-
lisierungsfunktion, die Finanzierung der offentlichen Investitionen, etwa in der
Klimapolitik, der Bildung und der Digitalisierung, sowie die Setzung von Rah-
menbedingungen mit marktwirtschaftlichen Anreizen fiir private Investitionen.

Vor diesem Hintergrund gibt es auf europaischer Ebene Vorschliage zur Reform
der EU-Fiskalregeln. Diese Regeln sollen die Tragfahigkeit der
Haushaltsfinanzierung sicherstellen und eine Stabilisierung der Konjunktur so-
wie die Finanzierung zukunftsorientierter Ausgaben ermaglichen. Die derzeitige
Ausgestaltung der Regeln erfiillt diese Ziele nur bedingt. So ist die
offentliche Verschuldung in vielen EU-Mitgliedstaaten trotz der Fiskalregeln
deutlich gestiegen. Zudem haben die EU-Fiskalregeln in der Vergangenheit pro-
zyklisch gewirkt und nur geringe Anreize zur Finanzierung zukunftsorientierter
Ausgaben gesetzt. Ein stiarkerer Fokus auf eine Ausgabenregel kann den genann-
ten Problemen entgegenwirken und die Transparenz sowie die Verbindlichkeit
der Regeln erhohen.

Eine widerstandsfahige Wirtschafts- und Wahrungsunion sollte iiber die Betrach-
tung der Fiskalregeln hinausgehen. Der Europiische Stabilititsmechanismus und
der Wiederaufbaufonds NextGenerationEU stellen eine temporire Fiskalkapa-
zitét, also gemeinsam bereitgestellte Mittel, fiir Krisenzeiten dar. Sie konnten er-
gianzt werden durch die gemeinsame européische Finanzierung von Projekten, die
einen europaischen Mehrwert liefern. Fiir eine gemeinsame
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Fiskalregeln wurden in der Vergangenheit oftmals nicht eingehalten

Defizitregel Deutschland I
Frankreich I B = B |
Italien I O s
Spanien .
Schuldenregel Deutschland I I e
Frankreich [ | ] I
Italien I |
Spanien [ ]
Strukturelle Saldoregel Deutschland [ | I
Frankreich Il [ | |
Italien I I I I I e
Spanien || I N N s
Ausgabenregel® Deutschland [ | |
Frankreich [ |
[talien | ]

Spanien

2002 05 07 09 11 13 15 17 19 2021
B Regel klar eingehalten Regel knapp eingehalten3
Regel knapp nicht eingehalten® M Regel klar nicht eingehalten

1 - In den Jahren 2020 und 2021 galt die Ausnahmeklausel. 2 - Die Ausgabenregel wurde erst 2011 verbindlich eingefuhrt.
3 - Eine knappe (Nicht-)Einhaltung entspricht bei der Defizit-, der strukturellen Saldo- und der Ausgabenregel einer maximalen
Abweichung von +/- 0,5 Prozentpunkten von der Regelgrenze und bei der Schuldenregel einer maximalen Abweichung von

+/- 5 Prozentpunkten.

Quellen: Européischer Fiskalausschuss, Larch und Santacroce (2020), eigene Berechnungen
© Sachverstandigenrat | 22-404-01

Fiskalkapazitit zur Absorption makrookonomischer Schocks gibt es bisher
noch keine iiberzeugenden Vorschldge zur anreizkompatiblen Ausgestaltung.

Die Stirkung der Finanzmarktintegration konnte die Verflech-
tung zwischen Staaten und Banken (Staaten-Banken-Nexus) effektiv reduzieren.
Dazu konnen die Vollendung der Banken- und Kapitalmarktunion, die Zentrali-
sierung der Aufsichts- und Abwicklungsprozesse und die risikokonforme Eigen-
kapitalunterlegung von Staatsanleihen beitragen.

Die deutsche Industrie hat in der Vergangenheit Energie zu dhnlichen Preisen be-
zogen wie internationale Wettbewerber. Im vergangenen Jahr sind die Preisstei-
gerungen fiir Energietrager in anderen Weltregionen, insbesondere in den USA,
hingegen deutlich geringer ausgefallen als in Europa.

Die asymmetrische Entwicklung der Energiepreise diirfte in den kom-
menden Jahren anhalten und konnte ein Problem fiir die Wettbe-
werbsfihigkeit der Industrie darstellen. Zwar dirften die
Preise in Europa mittelfristig wieder sinken, es ist jedoch nicht zu erwarten, dass
sie auf das Vorkrisenniveau zuriickgehen. Daher besteht das Risiko, dass die
energieintensiven Industrien, die besonders stark im Wettbewerb mit Unterneh-
men auBerhalb der EU stehen, zumindest Teile ihrer Produktion verlagern. Dies
gilt vor allem fiir die Metallerzeugung und -bearbeitung, die Herstellung von Glas
und Glaswaren, Keramik, Verarbeitung von Steinen und Erden, sowie fiir beson-
ders energieintensive Produkte der chemischen Grundstoffindustrie.
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Erdgaspreise diirften in Europa mittelfristig erh6éht bleiben
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© Sachverstandigenrat | 22-392-01

Eine Ausweitung des Energieangebots, die in der mittleren Frist realistisch
scheint, konnte die Energiepreise nachhaltig senken und den Kostenanstieg fiir
Unternehmen reduzieren. Zu diesem Zweck sollten LNG- und Wasserstoffim-
porte gesichert, die Energieinfrastruktur ausgebaut sowie die Energienachfrage
flexibilisiert werden. Ein beschleunigter Ausbau der erneuer-
baren Energien wiirde einen deutlichen Beitrag leisten, um den kiinftig hohe-
ren Bedarf an Elektrizitat zu decken, die Energiepreise zu senken und zugleich die

Dekarbonisierung der Industrie zu unterstiitzen.

Die aktuelle Energiekrise erhoht den Druck auf die Unternehmen, ihre Energie-
intensitat zu reduzieren. Dies wird den ohnehin anstehenden Strukturwan-
del in der Industrie weiter beschleunigen. Die Energieintensitit der deut-
schen Volkswirtschaft ist bereits seit den Olpreiskrisen der 1970er-Jahre riickliu-
fig. Dies wurde durch zwei Entwicklungen getrieben: weniger energie-
intensive Wirtschaftszweige haben leicht an Bedeutung gewonnen, vor allem aber

hat sich die Energieeffizienz in den einzelnen Wirtschaftsbereichen erhoht.

Wenn von Staat und Unternehmen die entsprechenden Weichen gestellt
werden, ist deshalb nicht mit einer breiten Deindustrialisierung Deutschlands zu

rechnen.

Angesichts der fortschreitenden Digitalisierung und Dekarbonisierung steigt der
Weiterbildungs- und Umschulungsbedarf am Arbeitsmarkt. Gleichzeitig wird das
inlindische Erwerbspersonenpotenzial in den kommenden Jahren auf-

grund der demografischen Entwicklung deutlich schrumpfen.

Daraus diirften Arbeits- und speziell Fachkrifteengpisse entstehen,
die das zukiinftige Wirtschaftswachstum, die Tragfihigkeit der Sozialversiche-
rungssysteme sowie die Transformation hin zu einer klimaneutralen Wirtschaft

gefahrden konnen.
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Stabilisierung des Erwerbspersonenpotenzials erfordert hohe Zuwanderung und
steigende Erwerbsquoten
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1 - Inlanderkonzept. 2 - Demografischer Effekt: Resultat des Bevolkerungsrickgangs und der Alterung. 3 - Verhaltens-
effekt: Effekt steigender inléndischer Potenzialerwerbsquoten von Frauen und Alteren. Szenario beriicksichtigt den demo-
grafischen Effekt, aber keine Migration. 4 - Steigende Erwerbsquoten: Die Projektion der Erwerbsquoten (genau genom-
men werden in der Simulation die Potenzialerwerbsquoten, also die Erwerbsquoten plus Stille-Reserve-Quoten, verwendet,
zur sprachlichen Vereinfachung aber als Erwerbsquoten bezeichnet) basiert auf der Modellierung von Fuchs und Weber
(2021) und gewissen Verhaltensannahmen (Fuchs et al., 2021, S. 4).

Quelle: Fuchs et al. (2021)
© Sachverstandigenrat | 22-410-01

Berufliche Weiterbildung spielt eine wichtige Rolle, um das inldndische Ar-
beitskraftepotenzial fiir die verdnderten Anforderungen zu qualifizieren.

Umschulungen und Weiterqualifizierungen konnen verhindern, dass
sich durch Automatisierung wegfallende Arbeitsplitze in steigende Arbeitslosig-
keit iibersetzen. Es gilt daher, die berufliche Weiterbildung durch bundesweite
Standards, etwa bei der Mindestqualitit von Angeboten und bei Teilqualifizie-
rungsmodulen, zu stirken. Auch eine Verstandigung dariiber,
welche Kompetenzen zukiinftig verstarkt gebraucht werden, und ein kooperati-
ver Austausch, insbesondere zwischen kleinen und mittleren Unternehmen,
iiber erfolgreiche Weiterbildungsformen sind zielfiihrend. Zudem
sollte die Weiterbildungsberatung flichendeckend verfiigbar gemacht und
besser auf die Bedarfe Geringqualifizierter ausgerichtet werden, etwa durch nied-
rigschwellige und aufsuchende Beratung. Ein Recht auf eine bundes-
weite langere Bildungs(teil)zeit konnte den vom Strukturwandel bedrohten
Beschiftigten helfen, sich friihzeitig beruflich umzuorientieren.

Eine hohere Erwerbsmigration, insbesondere aus Nicht-EU-Staaten, ist fiir
die Stabilisierung des Erwerbspersonenpotenzials unverzichtbar. Bis-
lang wird die Erwerbsmigration aus Drittstaaten insbesondere durch die restrik-
tiven Qualifikationsauflagen der Gleichwertigkeitspriifung gebremst.

Der hohe Verwaltungs- und Zeitaufwand bereits fiir die Visaerteilung kann eben-
falls prohibitiv wirken. Fiir die Absenkung der zentralen Zuwande-
rungshiirde diirfte eine Abschaffung des Gleichwertigkeitsprinzips fiir
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nicht-reglementierte Berufe sinnvoll sein. Stattdessen konnten
ein Arbeitsplatzangebot und eine Mindestausbildungs- oder Studiendauer aner-
kannter Bildungseinrichtungen, kombiniert mit strengen aufenthaltsrechtlichen
Bedingungen, als Zugangsvoraussetzung ausreichen. Mit der Westbalkanrege-
lung wurde ein solcher Weg fiir die Erwerbsmigration aus den Westbalkanstaaten
geschaffen. Die iiber diesen Weg Zugewanderten sind oft gut qualifiziert und zu-
meist gut in den Arbeitsmarkt integriert. Eine Erhohung der geltenden Kontin-
gente sowie eine Entfristung und Ausweitung der Westbalkanregelung auf
ausgewdhlte andere Drittstaaten konnten die gesteuerte Erwerbsmigration er-
leichtern. Dazu wire die Biindelung administrativer Ressourcen auf
die entsprechenden Drittstaaten zielfithrend, nicht zuletzt um interessierte Per-
sonen direkt anzusprechen. Um Prozesse zu beschleunigen und die Integration
im Inland zu stirken, konnten die Aufgaben der Auslanderbehérden auf Lan-
derebene zentralisiert werden. Diese sollten sich als serviceorientierte Agen-
turen fiir Einwanderung aufstellen.

Die Wettbewerbsfihigkeit der deutschen Wirtschaft basiert, wie in kaum ei-
ner anderen grofBen Volkswirtschaft, auf der Liberalisierung des Handels und der
wachsenden internationalen Arbeitsteilung. Aktuelle Krisen
haben jedoch die Anfalligkeit internationaler Lieferketten und die teilweise hohe
Abhingigkeit von auslindischen Herstellern offenbart.

In Deutschland und der EU wird dies insbesondere bei der Energieversor-
gung und der Versorgung mit kritischen Rohstoffen sichtbar.
Zudem setzen Drittstaaten Subventionen wettbewerbsverzerrend ein, wodurch
der Bezug von kritischen Rohstoffen und Produkten aus anderen Quellen unwirt-
schaftlich werden kann und Abhingigkeiten von diesen Drittstaaten entstehen
konnen.

Um Abhingigkeiten zu vermeiden und die Resilienz der Wertschopfungsketten zu
erhohen, ist eine starkere Diversifizierung der Bezugsquellen notwendig.

Die Diversifizierung liegt zuvorderst in privatwirtschaftlicher Verant-
wortung, der Staat konnte dabei jedoch gezielt unterstiitzen. Eine Lenkungswir-
kung kann von der Bildung strategischer Allianzen, etwa im Kontext von Han-
delsabkommen, ausgehen. Dabei sollten Staaten, die europdische Werte und Pri-
oritaten in den Bereichen Demokratie, Menschenrechte und Rechtsstaatlichkeit
teilen, in den Fokus riicken. Gleichzeitig ist Offenheit gegeniiber Drittstaa-
ten wichtig, vor allem wenn es um die Bereitstellung globaler 6ffentlicher Giiter
wie den Klimaschutz oder die offentliche Gesundheit geht. Dartiber
hinaus kann der Ausbau europiischer Produktionskapazititen in strate-
gisch wichtigen Bereichen angebracht sein, etwa beim Ausbau erneuerbarer Ener-
gien oder beim heimischen Abbau kritischer Rohstoffe. Zudem
konnte die Lagerhaltung fiir Produkte von iibergeordneter strategischer Bedeu-
tung erleichtert werden, indem die steuerliche Benachteiligung der Lagerhaltung
abgebaut wird.
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Die geopolitischen Verianderungen durch den russischen Angriffskrieg auf
die Ukraine und das angespannte Verhiltnis zwischen dem Westen und China
stellen eine Zasur fiir Deutschland und Europa dar. In dieser neuen Realitat
sollten européische Werte und Interessen gestirkt werden, ohne die auBBenwirt-
schaftliche Offenheit einzuschrinken. Das von der Europdischen Kommission
vorgeschlagene Konzept einer offenen strategischen Autonomie bietet einen
geeigneten Rahmen, um so autonom wie nétig, aber so offen wie moglich zu han-
deln. Protektionistischen Tendenzen sowie handelsverzerrenden
Praktiken durch Drittstaaten sollte durch das erweiterte Handelsschutzinstru-
mentarium der EU entschieden entgegengetreten werden.

China dominiert Anteil am deutschen Gesamtimport der Produkte mit den starksten
Importabhé\ngigkeiten1
2020

Anteil am Gesamtimport der Handelsvolumen

Produkte mit starker Anzalibrodurtaliplt Produkte mit starker
Abhangigkeit von ... starker

Importabhéangigkeit Importabhangigkeit

Importabhangigkeit
P e 1 000 US-Dollar

1 “ China 45,1 208 19 003 594,60
2 E USA 15,7 197 6 640 676,25
3 n Schweiz 4,4 204 1875 778,63
4 Niederlande 4.4 219 1867 587,10
i , ,
]
5 e Vereinigtes Konigreich 3,2 222 1331 753,42
1 ereinigtes Konigreic , ,
6 P Siidafrika 2,6 73 1110 997,78
A ’ ’
7 - Polen 1,8 170 762 281,73
8 . Japan 1,8 122 762 096,92
9 h Tschechien 1,8 173 742 687,21
10 E Brasilien 1,6 76 666 801,41

1 - Die Gesamtzahl der Produkte mit den starksten Importabhangigkeiten betrégt 278. In der Berechnung wurde
Erdgas ausgenommen.

Quellen: CEPII BACI (Version 202201 HS17), eigene Berechnungen
© Sachverstandigenrat | 22-287-02

Jahresgutachten 2022/23 - Sachverstandigenrat

13



	Kurzfassung
	1. Energiekrise und Inflation belasten Wirtschaft
	Entschlossene Reaktion der EZB ist angemessen
	Belastungen durch hohe Energiepreise zielgenau abfedern

	2. Die neue Realität gestalten: Mittelfristige

Herausforderungen für Deutschland und Europa
	Reform der Wirtschafts- und Währungsunion angehen
	Energiekrise stellt Industrie vor Herausforderungen
	Fachkräftesicherung durch Weiterbildung und Erwerbsmigration
	Internationale Abhängigkeiten reduzieren und Resilienz der Beschaffung stärken





